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Planfeststellung und Umweltverträglichkeitsprüfung für die nachträgliche 
Lärmvorsorge und verkehrstechnische Anpassungen am Autobahnkreuz Bamberg, 
BAB A 70 "Schweinfurt - Bamberg" (Bau-km 64+240 bis Bau-km 66+964) BAB A 73 
"Lichtenfels - Nürnberg" (Bau-km 95+420 bis Bau-km 99+400) im Gebiet der Stadt 
Bamberg, des Landkreises Bamberg, des Landkreises Lichtenfels sowie im 
gemeindefreien Gebiet "Hauptsmoor" gemäß §§ 17 ff. des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) i.V.m. Art. 72 ff. des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) sowie 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Bekanntmachung 

Für das o.g. Bauvorhaben hat die Autobahn GmbH des Bundes Niederlassung Nordbayern 
(Vorhabenträger) die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach dem 
Bundesfernstraßengesetz beantragt. 

1. Gegenstand des Verfahrens ist im Wesentlichen die Anordnung von
Lärmschutzmaßnahmen an der A 70 im Abschnitt der Anschlussstelle Bamberg
(Betriebskilometer 64,240) bis östlich des Autobahnkreuzes Bamberg (Betr.-km 66,954)
sowie an der A 73 im Abschnitt nördlich des Autobahnkreuzes Bamberg (Betr.-km
95,420) und südlich der Anschlussstelle Memmelsdorf (Betr.-km 99,400). Daneben ist
eine Anpassung des überlasteten Autobahnkreuzes an die aktuellen
verkehrstechnischen Erfordernisse inklusive bestandsnaher Grunderneuerung der A 70
und A 73 vorgesehen.

Die Umbaumaßnahmen am Autobahnkreuz umfassen die Anlage von beidseitigen 
Verteilerfahrbahnen an der A 70 und A 73, die Schaffung von kreisförmigen 
Schleifenrampen zur Erreichung eines gleichförmigen Fahrverlaufes und angepasste 
Tangentialrampen mit aufeinander abgestimmten Radienfolgen zur Vermeidung von 
Unstetigkeitsstellen. Darüber hinaus werden aufgrund der geringen Distanz zwischen 
der Anschlussstelle Bamberg und dem Autobahnkreuz Bamberg an der A 70 
durchgehende Verflechtungsstreifen vorgesehen. Für die besonders hoch belastete 
Verkehrsbeziehung von Schweinfurt nach Nürnberg und von Nürnberg nach Schweinfurt 
sind zweistreifige Ausfahrten erforderlich. Die gegenständliche Planung umfasst 
weiterhin die Erneuerung des Oberbaus der beiden Richtungsfahrbahnen der A 70 
sowie der A 73 mit einer teilweisen geringfügigen Trassenverschiebung bzw. mit 
beidseitig symmetrischen Fahrbahnverbreiterungen sowie die Neuordnung der 
Streckenentwässerung mit Anlage weiterer neuer und der Ertüchtigung zweier bereits 
vorhandener Regenwasserbehandlungsanlagen. 

Darüber hinaus werden die kreuzenden Gewässer Leitenbach, Stöckigtbach, Augraben 
und Seebach den neuen Verhältnissen angepasst. Der Gründleinsbach wird verlegt und 
verläuft zukünftig außerhalb des Autobahnkreuzes. Die Gemeindeverbindungsstraße 
Bamberg – Gundelsheim (Kemmerstraße), mit ihrem parallel verlaufenden 
gemeinsamen Geh- und Radweg, erhält ebenfalls eine neue Trassierung außerhalb der 
verschiedenen Rampenverbindungen. 

Als aktive Lärmschutzmaßnahmen sind auf beiden Seiten der A 70 und der A 73 sowie 
im Bereich von drei Tangentialrampen (Fahrtrichtung Schweinfurt – Nürnberg, FR 
Nürnberg – Bayreuth und FR Bayreuth – Coburg) des Autobahnkreuzes Bamberg 
Lärmschutzwände bzw. Wall-Wand-Kombinationen geplant. Auf der Südseite der A 70 
und der Verteilerfahrbahn Süd beträgt die Gesamtlänge der aktiven Maßnahmen 1.960 
m. Ihre maximale Abschirmhöhe über Gradiente der Fahrbahn beträgt 11,00 m (Schutz
von Kramersfeld – Hirschknock und Lichteneiche). Auf der Nordseite der A 70 und der
Verteilerfahrbahn Nord beträgt die Gesamtlänge der aktiven Maßnahmen 383 m. Ihre



maximale Abschirmhöhe über Gradiente der Fahrbahn beträgt 7,17 m (Schutz von 
Gundelsheim). Auf der Ostseite der A 73 sowie der Verteilfahrbahn Ost haben die 
aktiven Lärmschutzmaßnahmen eine Gesamtlänge von 2.381 m (Schutz von 
Gundelsheim und Lichteneiche) und eine Gesamthöhe von maximal 14,50 m. Entlang 
der Tangentialrampe Schweinfurt - Nürnberg haben die Lärmschutzmaßnahmen eine 
Länge von 990 m und eine maximale Höhe von 10,60 m, entlang der Tangentialrampe 
Nürnberg - Bayreuth eine Länge von 455 m mit einer maximalen Höhe von 10,00 m und 
entlang der Tangentialrampe Bayreuth - Coburg eine Länge von 492 m und eine Höhe 
von 7,17 m. Zusätzlich ist an der westlichen Verteilerfahrbahn der A73 eine 
Lärmschutzwand mit einer Länge von 254 m und einer maximalen Höhe von 5,00 m 
(Schutz von Kramersfeld – Hirschknock) vorgesehen. 

Im Zusammenhang mit den baulichen Maßnahmen an den Autobahnstrecken stehen die 
Neuordnung der Brückenquerungen im Autobahnkreuz, der Ersatzneubau aller im 
Streckenabschnitt baulich betroffenen Ingenieurbauwerke und die Erneuerung der 
technischen Ausstattung der Autobahnen. Zudem ergeben sich durch die geplante 
Baumaßnahme Änderungen bzw. Ergänzungen im Wegenetz, welche diverse öffentliche 
Feld- und Waldwege betreffen. Es wird auf die Planunterlagen verwiesen.  

2. Für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung hat der Vorhabenträger
insbesondere folgende Unterlagen vorgelegt, die sämtlich Bestandteil des ausliegenden
Planes sind:

- Erläuterungsbericht
- Übersichtskarte
- Übersichtslagepläne
- Lagepläne
- Höhenpläne
- Lagepläne der Immissionsschutzmaßnahmen
- Entwässerungsmaßnahmen: Lagepläne der Entwässerungsmaßnahmen, Detailpläne
Behandlungs- und Rückhalteanlagen
- Landschaftspflegerische Maßnahmen: Maßnahmenübersichtsplan,
Landschaftspflegerische Maßnahmenpläne, Maßnahmenblätter, tabellarische
Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation
- Grunderwerb: Grunderwerbspläne, Grunderwerbsverzeichnis
- Regelungsverzeichnis
- Straßenquerschnitt: Ermittlung der Belastungsklasse, Regelquerschnitte
- Immissionstechnische Untersuchungen: Erläuterungsbericht der schalltechnischen
Untersuchung, Überprüfung des Anspruchs auf nachträgliche Lärmvorsorge, Lagepläne
Anspruch nachträgl. Lärmvorsorge, Ergebnistabelle der Berechnung des Anspruchs
nach RLS-81 mit DTV 2021, Wirksamkeit der Maßnahme, Ergebnistabelle der
schalltechnischen Untersuchung, Kostenverhältnismäßigkeitsprüfung,
Erläuterungsbericht Untersuchungen zu den Luftschadstoffen, Effizienz und Effektivität,
Variantenlisten Lärmschutzeinrichtungen
- Wassertechnische Untersuchungen: Wassertechnische Erläuterungen mit
Berechnungen, Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie, Ergebnisse der hydraulischen
Betrachtungen (Leitenbach, Stöckigtbach, Gründleinsbach, Augraben und Seebach),
Gewässerlängs- und Querschnitte, Lageplan Verlegung Gründleinsbach
- Umweltfachliche Untersuchungen: Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) mit
Artenschutzbeitrag, spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP), FFH-
Verträglichkeitsprüfung (FFH-VP), Umweltfachliche Sonderuntersuchungen, Bericht zur
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Bericht)
- Weitere Gutachten: Verkehrsuntersuchung A 70, Grundlagen für die
Verkehrslärmberechnung nach RLS-19 A 70, Verkehrsuntersuchung A 73, Grundlagen
für die Verkehrslärmberechnung nach RLS-19, A 73, Verkehrstechnische Untersuchung
am AK Bamberg, Verkehrssimulation, Verschattungsanalyse



3. Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen
Kompensationsmaßnahmen werden Grundstücke sowohl auf Dauer als auch
vorübergehend in den Gemarkungen Hallstadt, Oberhaid, Dörfleins, Draisdorf,
Kemmern, Zapfendorf, Gundelsheim, Breitengüßbach, Hirschaid, Hauptsmoor,
Döringstadt, Memmelsdorf und Unterhaid beansprucht. (siehe Planunterlage 9.2
Landschaftspflegerische Maßnahmepläne, Planunterlage 10.1 Grunderwerbspläne
sowie Planunterlage 10.2 Grunderwerbsverzeichnis).

Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt durch Veröffentlichung der Planunterlagen 
(Zeichnungen und Erläuterungen, die das Vorhaben, seinen Anlass und die von dem 
Vorhaben betroffenen Grundstücke und Anlagen des Vorhabens erkennen lassen) im Internet 
(§ 17a Abs. 3 Satz 1 FStrG i.V.m. § 19 Abs. 2 UVPG).

Die Planunterlagen stehen in der Zeit vom 09.09.2024 bis einschließlich 08.10.2024 auf der 
Internetseite https://www.reg-ofr.de/pfs beim Eintrag "BAB A 70, A 73, Nachträgliche 
Lärmvorsorge und verkehrstechnische Anpassungen am Autobahnkreuz Bamberg" zur 
Verfügung.  

Alternativer Pfad: https://www.regierung.oberfranken.bayern.de > Rubrik „Service“ > 
„Planfeststellungen“ > „Planung und Bau“ > „Laufende Planfeststellungsverfahren“ > Bei 
Eintrag "BAB A 70 , A 73, Nachträgliche Lärmvorsorge und verkehrstechnische Anpassungen 
am Autobahnkreuz Bamberg" Link bei "Planunterlagen" 

Der Inhalt dieser Bekanntmachung und der in § 19 Abs. 2 UVPG genannten Unterlagen ist 
zusätzlich über das zentrale Internetportal https://www.uvp-verbund.de zugänglich (§ 20 
UVPG).  

Auf Verlangen gegenüber der Regierung von Oberfranken kann während der Dauer der 
Beteiligung nach § 17a Abs. 3 Satz 2 FStrG eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zu 
den Planunterlagen zur Verfügung gestellt werden, um Personen, die keinen bzw. keinen 
ausreichenden Zugang zum Internet haben, eine Kenntnisnahme der auszulegenden 
Unterlagen zu ermöglichen. Das Verlangen ist unter Angabe der vollständigen Kontaktdaten 
an die Regierung von Oberfranken schriftlich, per E-Mail oder telefonisch zu richten 
(Regierung von Oberfranken, Sachgebiet 32, Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth,  
sachgebiet-32@reg-ofr.bayern.de, Tel.: 0921/604-1333). 

1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann Einwendungen gegen
den Plan bis spätestens einen Monat (§ 21 Abs. 2 UVPG) nach Ablauf der Auslegungsfrist,
das ist bis einschließlich 08.11.2024, bei der Anhörungsbehörde Regierung von
Oberfranken, Sachgebiet 32, Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth erheben (§ 17a Abs. 4
Satz 1 FStrG).

Einwendungen und Stellungnahmen sollen vorrangig elektronisch unter der E-Mail-
Adresse sachgebiet-32@reg-ofr.bayern.de erhoben werden. Eine schriftliche 
Übermittlung an die Anhörungsbehörde ist ebenfalls möglich (§ 17a Abs. 4 Satz 2, 3 
FStrG).  

Die Einwendungen müssen den Namen und die Adresse des Einwendungsführers 
erkennen lassen. Einwendungen bzw. Stellungnahmen müssen den geltend gemachten 
Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
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Einwendungen), ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der 
übrigen Unterzeichner für das Verfahren zu bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als 
Bevollmächtigter bestellt worden ist. Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder 
mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten sein. Vertreter kann nur eine natürliche 
Person sein. Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 
 

2. Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendungen gegen den Plan für dieses 
Verwaltungsverfahren ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen (Art. 73 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG, § 21 Abs. 4 UVPG). Dies gilt auch für 
Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen. 
 

3. Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen, die auf 
Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen einen Planfeststellungsbeschluss (Art. 74 
BayVwVfG) einzulegen, von der Auslegung des Plans (Art. 73 Abs. 4 Satz 5 
BayVwVfG). 
 

4. Die Regierung von Oberfranken kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen 
Stellungnahmen und Einwendungen verzichten (§ 17a Abs. 5 Satz 1 FStrG). Findet ein 
Erörterungstermin statt, wird er mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt 
gemacht werden. Ferner werden diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben 
haben – bei gleichförmigen Einwendungen, deren Vertreter oder Bevollmächtigte – 
sowie die Vereinigungen, die fristgerecht Stellung genommen haben, von dem 
Erörterungstermin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die 
Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist auf 
Verlangen der Regierung von Oberfranken durch eine schriftliche Vollmacht 
nachzuweisen, die zu den Akten der Regierung von Oberfranken zu geben ist. Der 
Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Bei Ausbleiben eines Beteiligten im 
Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist 
mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 
 

5. Durch Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen, durch Äußerungen oder 
Erhebung von Einwendungen und durch Teilnahme am Erörterungstermin oder 
Bestellung eines Vertreters entstehende Aufwendungen können nicht erstattet werden. 
 

6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, werden in einem gesonderten Entschädigungsverfahren 
behandelt. 
 

7. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des 
Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung 
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die 
eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 
 

8. Von Beginn der Auslegung des Plans an treten die Anbaubeschränkungen nach § 9 
FStrG und die Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab 
diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan 
betroffenen Flächen zu (§ 9a Abs. 6 FStrG). 

 
9. Da für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, wird darauf 

hingewiesen, dass 
 

- die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens 
zuständige Behörde die Regierung von Oberfranken ist 



- dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss 
entschieden werden wird, 

- dass mit den ausgelegten Planunterlagen ein UVP-Bericht nach § 16 UVPG 
vorgelegt wurde, 

- über die Planunterlagen hinaus keine entscheidungserheblichen Berichte und 
Empfehlungen der Behörde vorliegen und 

- dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gem. § 18 UVPG ist. 

 
10. Es wird darauf hingewiesen, dass der Vorhabenträger nach § 17 Abs. 2 FStrG die 

Möglichkeit hat, eine vorläufige Anordnung zu beantragen, in der vorbereitende 
Maßnahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau oder zur Änderung festgesetzt werden. 
 

11. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO): 
 
Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 
im o.g. Planfeststellungsverfahren die erhobenen Einwendungen bzw. abgegebenen 
Äußerungen/Stellungnahmen einschließlich der darin mitgeteilten personenbezogenen 
Daten ausschließlich für das Planfeststellungsverfahren von der Anhörungs- und 
Planfeststellungsbehörde (Regierung von Oberfranken, Ludwigstraße 20, 95444 
Bayreuth, poststelle@reg-ofr.bayern.de, Tel. 0921/604-0) erhoben, gespeichert und 
verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden benötigt, um die Betroffenheit 
beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten 
können an den Vorhabenträger und seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung der 
Einwendungen und Stellungnahmen weitergegeben werden. Insoweit handelt es sich 
um eine erforderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen 
Verpflichtung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c, e, Abs. 3 Satz 1 Buchst. b DSGVO, 
Art. 4 Bayerisches Datenschutzgesetz (BayDSG) i.V.m. Art. 73, 75 BayVwVfG. Weitere 
Informationen finden Sie unter 
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/hilfe/datenschutz/. 

 
Bayreuth, 5. August 2024 

Regierung von Oberfranken 
E n d r e s 

Abteilungsdirektor 
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